
Wanderungsbewegungen – sei dies 
nun aufgrund von kriegerischen 
Auseinandersetzungen, Naturka-
tastrophen oder einfach auf der 
Suche nach einem besseren Leben 
– gab und gibt es seit Menschenge-
denken. 

Es entspricht einer historischen 
Tatsache, dass Menschen wandern 
und sich an neuen Orten niederlassen. 
Schon in der Bibel sind Geschichten 
von Flucht zu finden. Die Gründung 
von neuen Herrschaftssystemen und 
deren Zerstörung, die Führung von 
Kriegen und die Eroberung von frem-
den Territorien waren immer schon 
Schubkräfte von Fluchtbewegungen.

Herbst 2015: Europa scheint sich in 
einem Ausnahmezustand zu befinden. 
Die Europäische Union verzeichnete 
bereits 2014 einen deutlichen Anstieg 
an Asylgesuchen. Nun aber – ab Som-
mer 2015 – wird aufgrund der stetig 
steigenden Anzahl an Flüchtlingen, 
die über das Mittelmeer oder die Bal-

kanroute nach Europa drängen, damit 
begonnen, von einer «Flüchtlingskri-
se» zu sprechen.

Weltweit gesehen befinden sich 60 
Millionen Menschen auf der Flucht. 
So viele wie seit dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges nicht mehr. Bis Ende 
2015 sollen unterschiedlichen Schät-
zungen zufolge ungefähr eine Million 
Menschen alleine nach Deutschland 
geflüchtet sein. Für das Jahr 2015 
liegen noch keine internationa-
len Vergleichszahlen vor. Eine vom 
Flüchtlingshilfswerk UNHCR erstell-
te Auflistung derjenigen Länder, die 
2014 am meisten Flüchtlinge aufnah-
men, setzt die Türkei mit 1,59 Millio-
nen Flüchtlingen auf den ersten Platz, 
gefolgt von Pakistan (1,51 Millionen), 
dem Libanon (1,15 Millionen) und 
dem Iran (ca. 1 Million). Im Verhält-
nis zur Bevölkerungszahl gerechnet 
steht der Libanon in dieser Statistik 
mit 232 Schutzsuchenden auf 1’000 
Einwohner an erster Stelle; gefolgt 
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Wenn überall auf der Welt 
Friede und Wohlstand 
herrschen und keine Natur-
katastrophen hereinbre-
chen würden, gäbe es zwar 
immer noch Migration, aber 
wohl keine nennenswerten 
Fluchtbewegungen. Dem ist 
aber leider nicht so.

Auch die liechtensteinische 
Bevölkerung war im Verlaufe 
ihrer Geschichte auf der Flucht, 
auf der Flucht vor Armut und 
Arbeitslosigkeit. Die Amerika-
Auswanderung im 19. und in 
der ersten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts legen hiervon Zeug-
nis ab. Das ist die Kategorie von 
Menschen, die heute als Wirt-
schaftsflüchtlinge stigmatisiert 
werden und keinen Schutz be-
anspruchen können.

Wenn wir von Flüchtlingen 
reden, müssen wir Menschen 
vor Augen haben, die vor Krieg, 
Verfolgung, Mord, Folter flie-
hen und ihr Leben riskieren, 
um einer perspektivenlosen 
und lebensbedrohlichen Situ-
ation zu entfliehen. Das Uno-
Hochkommissariat für Flücht-
linge registrierte Mitte 2015 
knapp 14 Millionen Flüchtlinge 
weltweit, mehr als 4 Millionen 
davon aus Syrien. Unter den 
wichtigsten Aufnahmeländern 
figurieren die Türkei, Pakis-
tan, der Libanon, Iran – also 
Staaten in unmittelbarer Nach-
barschaft zu Konfliktgebieten. 
Mehr als 30 Millionen Binnen-
flüchtlinge sind dabei noch gar 
nicht mitgezählt.

Und Liechtenstein? Liech-
tenstein hat in der Vergangen-
heit immer wieder bewiesen, 
dass es bereit ist, einen Beitrag 
zum Schutz von Flüchtlingen 
zu leisten, oft mit viel Engage-
ment aus der Bevölkerung. Der 
vorliegende Beitrag von Marti-
na Sochin D’Elia zeigt dies ein-
drücklich auf.
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ben. Solidarität mit den Russen kam 
hingegen aus der Bevölkerung oder 
von einzelnen Pfarrherren wie auch 
von internationalen Stellen wie dem 
IKRK. Erst ab Ende August 1945 ver-
suchte die Regierung, die bis dahin 
noch nicht ausgereisten Russen – 76 
an der Zahl – vor einer zwangswei-
sen Repatriierung nach Russland zu 
bewahren. Eine möglichst baldige 
freiwillige Ausreise derselben hätte 
sich das offizielle Liechtenstein den-
noch gewünscht.

Das 20. Jahrhundert wird weit 
verbreitet auch das «Jahrhundert der 
Flüchtlinge» genannt. Es war gekenn-
zeichnet durch die beiden Weltkriege 

änderte sich jedoch die Ausgangsla-
ge. Allein in den letzten Kriegstagen 
versuchten mehr als 7000 Flüchtlin-
ge, die liechtensteinische Grenze in 
Schaanwald zu überschreiten. Wäh-

rend diese zurückgewie-
sen wurden, gelangten 
in der Nacht vom 2. auf 
den 3. Mai 1945 knapp 
500 Personen in Schel-
lenberg über die liech-
tensteinische Grenze, 
bei denen es sich um die 
Reste der «I. Russischen 

Nationalarmee der Deutschen Wehr-
macht» handelte. Die Russen wurden 
in Liechtenstein interniert. Bis zum 
Jahr 1948 hatten sie alle 
das Land wieder verlassen. 
Noch heute wird dies in ge-
wisser Weise mystifiziert, 
wenn davon gesprochen 
wird – wie der DU-Land-
tagsabgeordnete Pio Schurti 
dies anlässlich der Aktuellen 
Stunde im Oktober-Land-
tag 2015 getan hat –, dass 
Liechtenstein damals «Cou-
rage» gezeigt habe und eine 
«selbstbewusstere Aussen- 
und Flüchtlingspolitik» be-
trieben habe, als dies heute 
der Fall sei. Die knapp 500 
Russen waren im heutigen 
Jargon illegal nach Liechten-
stein gekommen. Das offizi-
elle Liechtenstein, nämlich 
die Regierung, der Landtag 
wie auch das Fürstenhaus, 
wollten die Russen so rasch 
als möglich wieder abschie-

von Jordanien (87), der Türkei (21), 
Schweden (15) und Malta (14). Nach 
Deutschland gelangten im Jahr 2014 
auf 1’000 Einwohner 2,5 Flüchtlinge. 
Auf die oben genannten Schätzun-
gen hochgerechnet, würde dies für 
Deutschland für das Jahr 2015 zwi-
schen 10 und 12 Fluchtsuchenden 
pro 1’000 Einwohner bedeuten. 

Wider Erwarten ist der im Spät-
sommer und Herbst 2015 erwar-
tete Ansturm an Flüchtenden in 
Liechtenstein bislang ausgeblieben. 
Im Rahmen eines UNHCR-Umsied-
lungsprogramms hat Liechtenstein 
bis zum jetzigen Zeitpunkt (Februar 
2016) 23 syrische Flüchtlinge auf-
genommen. Der Beschluss dazu war 
allerdings schon viele Monate vorher 
gefallen. 

Nachdem sich die Situation im Au-
gust/September 2015 zugespitzt hat 
und sich Erbprinz Alois anlässlich 
eines Treffens der deutschen Staats-
oberhäupter im September 2015 da-
für ausgesprochen hat, 
dass Liechtenstein sich 
am EU-Relocation-Pro-
gramm (Aufnahme einer 
bestimmten Quote an 
Flüchtlingen) beteiligen 
soll, sind – mit Ausnahme 
der DU – auch Liechten-
steins Parteien nachge-
zogen und haben an die humanitäre 
Tradition Liechtensteins und die Ver-
pflichtung und Bereitschaft zur Hilfe 
erinnert.

Humanitäre Tradition
Doch welche humanitäre Tradition 
kennt Liechtenstein? Wie ist diese 
ausgestaltet? Worauf beziehen sich 
diejenigen, die in der aktuellen Situ-
ation von der humanitären Tradition 
Liechtensteins sprechen?

Bis zum Ende des Zweiten Welt-
krieges hielten sich die Fluchtbewe-
gungen nach Liechtenstein in einem 
bescheidenen Rahmen. Die relativ 
kleine Anzahl an Aufenthaltsgesu-
chen während des Zweiten Welt-
krieges ist nach Ursina Jud darauf 
zurückzuführen, dass jüdische Per-
sonen, die im nationalsozialistischen 
Deutschland verfolgt wurden und 
darum die Flucht ergriffen, Liechten-
stein nicht unbedingt als langfristi-
ges Ziel sahen. Liechtenstein befand 
sich dafür zu nahe an Deutschland. In 
den letzten Wochen vor Kriegsende 

Flüchtlinge bei ihrer Ankunft in Buchs SG im September 2015. 
Bild: Michael Zanghellini

Flüchtlingsströme am Ende des Zweiten Welt-
kriegs. Aus: Peter Gatrell, The Making of the 
Modern Refugee, Oxford 2015.

Weltweit sind 60 
Mio. Menschen auf 
der Flucht. So viele 
wie seit dem Ende 
des Zweiten Welt-

krieges nicht mehr. 
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mus flüchteten, mit ihrem Kampf um 
Freiheit und Unabhängigkeit. Die un-
verzügliche Hilfe, die Liechtenstein 
sowie die meisten westeuropäischen 
Länder den Flüchtlingen gewährte, 
nährte sich aus einer zumindest la-
tent vorhandenen antikommunis-
tischen Stimmung. Diese Grosszü-
gigkeit unterschied sich wesentlich 
von der restriktiven Aufnahme von 
Flüchtlingen, die in Liechtenstein 
und auch der Schweiz während des 
Zweiten Weltkrieges praktiziert wor-
den waren.

In den 1950er und 1960er Jahren 
hatte sich der europäische Kontext 
grundlegend geändert. Liechtenstein 
war rundum von befreundeten Staa-
ten umgeben. Die aussenpolitischen 
Konfliktlinien hatten sich weit in den 
Osten verschoben; Westeuropa war 
nicht zuletzt vor dem Hintergrund 
weit verbreiteter antikommunis-
tischer Tendenzen geeint. Weder 
Liechtenstein noch die Schweiz gin-
gen mit der Aufnahme ungarischer 
und tschechoslowakischer Flüchtlin-
ge aussenpolitische Risiken ein. Im 
Gegenteil, man handelte ganz im Sin-
ne westeuropäischer Denkmuster. 
Dazu kommt die verhältnismässig 
geringe Anzahl an Flüchtlingen, die 
in Liechtenstein aufgenommen wur-
den (siehe Tabelle S. 6). Pro tausend 
Einwohner haben die liechtensteini-
schen Behörden in den Jahren 1956 
und 1968 einem ungarischen Flücht-
ling und einem tschechoslowaki-
schem Flüchtling den Flüchtlingssta-
tus verliehen. Für deren Integration 
förderlich war zudem sicherlich die 

und die damit zusammenhängenden 
Vertreibungen und Verfolgungen von 
Menschen. Doch auch mit dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges rissen die 
Flüchtlingsströme nicht ab. Und auch 
nach Liechtenstein kamen und kom-
men Flüchtlinge. Meist waren dies 
sogenannte Kontingentsflüchtlinge, 
also Menschen, die im Rahmen einer 
humanitären Aufnahmeaktion aus 
Flüchtlingslagern nach Liechtenstein 
«umgesiedelt» worden sind. So wie 
die aktuell 23 syrischen Flüchtlin-
ge im Rahmen des UNHCR-Umsied-
lungsprogramms.

Ungarn und die Tschechoslowakei
In den Tagen nach der Niederschla-
gung des Ungarn-Aufstandes im Ok-
tober 1956 beispielsweise erklärte 
sich Liechtenstein zur Aufnahme 
von ungarischen Flüchtlingen bereit. 
Das Mitgefühl mit den ungarischen 
Flüchtlingen war gross. Hilfsaktio-
nen vor Ort und die Aufnahme von 
ungarischen Flüchtlingen – koordi-
niert durch das Liechtensteinische 

Rote Kreuz – erfolgten rasch und un-
kompliziert. Auch anlässlich des Pra-
ger Frühlings 1968 sprachen sich die 
liechtensteinischen Behörden auf In-
itiative der Hilfsorganisationen ohne 
lange zu zögern für eine Aufnahme 
von tschechoslowakischen Flücht-
lingen aus. Hierzulande identifizier-
te man sich mit dem Schicksal der 
Menschen, die vor dem Kommunis-

Tatsache, dass es sich ausschliesslich 
um sehr gut ausgebildete Personen 
handelte, die darüber hinaus zu einer 
Zeit nach Liechtenstein kamen, in der 
der stark ausgetrocknete Arbeits-
markt nach Fachkräften verlangte.

Die Entscheidung zur humanitä-
ren Hilfeleistung stand in den Jah-
ren des Ungarn-Aufstandes und des 
Prager Frühlings in Liechtenstein 
noch auf keiner gesetzlichen Grund-
lage. Genauso wenig existierten asyl-
rechtliche Bestimmungen, als im Jahr 
1979 indochinesische Flüchtlinge 
– sogenannte «boat people» – aufge-
nommen wurden. Flüchtlingspoliti-
sche Bestimmungen wurden ad hoc 
erlassen oder dem Ausländergesetz 
entnommen.

Fürstin Gina mit indochinesischen 
Flüchtlingskindern. Quelle: Liechten-
steinisches Landesarchiv 

Who is hosting the world’s refugees?  | end-2010

Who is hosting the world’s refugees?  | mid-2015
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Wer nimmt am meisten Flüchtlinge auf? 

Quelle: UNHCR Mid-Year Trends 2015

« In Anbetracht des grossen 
Elends, von dem viele Viet-
namesen betroffen sind und 
unter Berücksichtigung der 
Tatsache, dass andere europä-
ische Staaten, darunter auch 
unsere Nachbarn, beträchtliche 
Quoten von Vietnamflücht-
lingen zugelassen haben und 
weiterhin zulassen und ihnen 
Asyl gewähren, möchte ich 
die Regierung anfragen, ob sie 
allenfalls bereit ist, Vietnam-
Flüchtlinge in Liechtenstein 
aufzunehmen.

Gerard Batliner an der Landtags-
sitzung vom 4. April 1979
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linge können sich nur dann einiger-
massen wohlfühlen, wenn sie nicht 
in die Isolation gedrängt werden und 
die Möglichkeit haben, mit anderen 
Flüchtlingen zusammen-
zukommen», so die Re-
gierung in der Beantwor-
tung der Anfrage aus dem 
Landtag. Nicht nur der 
FBP-Abgeordnete Gerard 
Batliner, der die Anfrage 
im Landtag gestellt hatte, 
war mit dieser Antwort 
nicht zufrieden. Auch der Verein Welt 
und Heimat ergriff daraufhin die In-
itiative und setzte sich mit einer Un-
terschriftenaktion für eine Aufnahme 
von indochinesischen Flüchtlingen in 
Liechtenstein ein.

Letztlich wurden vom Liechten-

Indochina
Die mediale Aufmerksamkeit, die 
den ungefähr zwei Millionen «boat 
people», die nach 1975 aus Viet-
nam, Kambodscha und Laos in ihre 
Nachbarstaaten und weiter geflohen 
waren, entgegengebracht wurde, 
förderte in den westeuropäischen 
Ländern die Bereitschaft zu deren 
Aufnahme. Liechtenstein reagierte 
ebenfalls, wenn auch sehr viel spä-
ter, nämlich erst auf dem Höhepunkt 
der Flüchtlingswelle im Jahr 1979. Es 
bedurfte einer Anfrage im Landtag, 
um das Thema auf die Agenda der 
Regierung zu bringen. Diese reagier-
te anfangs zurückhaltend, betonte 
aber gleichzeitig, dass sie dabei sei, 
mit den zuständigen Organisationen 
ein «tragfähiges Hilfskonzept» aus-
zuarbeiten. «Schnell und überstürzt» 
solle die Hilfsaktion nicht sein. Viel-
mehr solle ein «ausgereiftes Projekt» 
ausgearbeitet werden, mit dem «ef-
fektive Hilfe […] wirksam» geleis-
tet werden könne. Ob dies aber als 
Hilfe vor Ort ausgestaltet sein sollte 
oder ob vielmehr die Aufnahme von 
Flüchtlingen ins Auge gefasst wur-
de, darauf wollte sich die Regierung 
noch nicht festlegen.

Woran genau diese Zurückhaltung 
lag, kann im Nachhinein nicht end-
gültig festgestellt werden. Trotz des 
in der westlichen Welt weit verbrei-
teten Mitgefühls mit den indochinesi-
schen Flüchtlingen schienen sich die 
westeuropäischen Staaten Gedanken 
über die Integration der aus einem 
anderen Kulturkreis stammenden 
Flüchtlinge zu machen. «Die Flücht-

steinischen Roten Kreuz und vom 
Liechtensteinischen Entwicklungs-
dienst nur die Aufnahme von Flücht-
lingen als zielführend angesehen. 

Nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund, dass eine 
Aufnahme die «einzige 
Überlebenschance» die-
ser Menschen darstelle. 
Die meisten europäischen 
Länder hatten in der 
Zwischenzeit Indochina-
flüchtlinge aufgenom-

men. Es hätte Liechtenstein schlecht 
angestanden, dem internationalen 
Beispiel nicht zu folgen.

Die fehlende rechtliche Grundla-
ge bekamen die indochinesischen 
Flüchtlinge zu spüren. Mangels eines 
Flüchtlings- oder Asylgesetzes waren 
sie dem Ausländergesetz unterstellt. 
Ein Anrecht auf den Erwerb der 
liechtensteinischen Staatsbürger-
schaft hatten sie damit nicht. Dies, 
obwohl sie zum einen anerkannte 
Flüchtlinge und zum anderen staa-
tenlos waren. Rund 15 Jahre nach 
ihrer Ankunft in Liechtenstein ver-
suchten die ersten Familien sich per 
Volksabstimmung einbürgern zu las-
sen. Trotz der positiven Empfehlung 
der Gemeinde Schaan wurden 1994 
sämtliche Einbürgerungsgesuche 
von Indochinaflüchtlingen mit ei-
nem Nein-Stimmen-Anteil von etwa 
zwei Dritteln abgelehnt. Wiederhol-
te Versuche waren notwendig, bis 
im Herbst 1997 der Bann gebrochen 
wurde. Seither sind sämtliche Ein-
bürgerungsgesuche der ehemaligen 

At 159,900, Germany received the highest num-
ber of new asylum applications worldwide during 
the first six months of 2015. This compares to 
173,100 asylum applications registered by the Ger-
man authorities for the whole of 2014. At current 
trend, Germany is very likely to hit an all-time 
high in 2015. Historical data available since 1953 
show that the previous record dates back to 1992, 
when 432,100 asylum applications were recorded 
by Germany [see Figure 6].(10)

The sharp increase during the reporting period is 
attributable mainly to a higher number of individuals 
from Albania, Afghanistan, Iraq, Serbia and Kosovo 
(S/RES/1244 (1999)),(11) and the Syrian Arab Republic 
requesting international protection. Syrian asylum 
applications in Germany more than doubled from 
12,100 in the first half of 2014 to 32,500 one year 
later. On average, one out of every five asylum claims 
in Germany was made by a Syrian national.

Germany was followed by the Russian Federa-
tion, which registered 100,000 asylum applications. 
This figure includes 720 applications for refugee 
status and 99,300 for temporary asylum. The out-
break of conflict in eastern Ukraine in 2014 con-
tinued to have a major impact on these figures, 
with 98,500 or 98 per cent of claims in the Russian 
Federation being lodged by Ukrainians.

The United States of America was the third-larg-
est single recipient of new asylum claims during the 
first six months of 2015, with an estimated 78,200 (12) 
asylum claims. This constituted a 44 per cent in-
crease (+23,800 claims) compared to the same pe-
riod the previous year. Asylum-seekers from Hon-
duras (+209%), El Salvador (+125%), Guatemala 
(+102%), and Mexico (+12%), among others, ac-
counted for this increase – half of all asylum claims 
in the country were lodged by nationals of these 
countries, compared to 42 per cent for the whole of 
2014. This proportion has consistently increased in 
recent years, reflecting the deteriorating situation 
as a result of violence generated by transnational 
organized crime, gang activity, and drug cartels in 
some parts of the region. Overall, El Salvador was 

(10) The 1992 and earlier figures include a sizeable number of repeat 
applications registered in Germany.
(11) References to Kosovo shall be understood to be in the context of Security 
Council Resolution 1244 (1999) and henceforth will be referred to in this 
document as Kosovo (S/RES/1244 (1999)).
(12) Estimated number of individuals based on the number of new cases 
(40,963) and multiplied by 1.393 to reflect the average number of individuals 
per case (Source: US Department of Homeland Security), and the number 
of new defensive asylum requests lodged with the Executive Office of 
Immigration Review (21,136 individuals).

asylum statistics in euroPe:  
a word of caution
The asylum figures for Europe quoted in this report should be treated 
with caution. The statistical picture of the number of people seeking 
international protection in Europe is partially distorted because of the 
reported instances of the same individual being registered as asylum-
seeker multiple times across the continent. The actual number of 
individuals lodging asylum applications in Europe is thus likely to be lower 
than described in this section. •
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In Deutschland registrierte Asylanträge (1953–2015)

Quelle: UNHCR Mid-Year Trends 2015

Aufruf des Liechtensteinischen Roten Kreuzes, Liechtensteiner Vaterland,  
9. Dezember 1992. 

Es hätte Liechten-
stein schlecht  

angestanden, dem 
internationalen  
Beispiel nicht zu 

folgen.
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heimgesuchten Ge-
bieten des ehemali-
gen Jugoslawiens». 

Diese Gruppe 
an Flüchtlingen 
stammte aus öster-
reichischen Flücht-
lingslagern. Die 
Frage nach einer 
weiteren Aufnahme 
von Flüchtlingen 
wurde angesichts 
der immer drama-
tischer werdenden 
Lage im Kriegsge-
biet schon bald wie-
der aktuell. Im Ge-
gensatz zum ersten 
Aufnahmebeschluss 
der Regierung, der 
ganz unkompliziert 
und rasch auf dem 
Zirkularweg gefällt 
worden war, zöger-
ten die Regierungs-
vertreter nun. An-
suchen von Seiten 
des Landtags, von 
Hilfsorganisationen 
wie auch von Orga-
nisationen aus dem Ausland wurden 
abgelehnt. Noch Mitte November 
1992 vertrat die Regierung im Land-
tag den Standpunkt, dass «Hilfe vor 
Ort zu leisten» sei und «vorläufig 
von weiteren Aktionen zur Aufnah-
me von Flüchtlingen abzusehen» sei. 
Man werde die weitere Entwicklung 
in den Kriegsgebieten abwarten. Nur 
drei Wochen später konstatierte die 
Regierung allerdings, dass sich «die 
Situation […] verschärft» habe und 

indochinesischen Flüchtlinge stets 
angenommen worden.

Bosnien-Herzegowina
Auch nach der Aufnahme der in-
dochinesischen Flüchtlinge wurde 
die Flüchtlingspolitik in Liechten-
stein auf keine gesetzliche Grundla-
ge gestellt. Aufgrund der bis dahin 
gemachten Erfahrungen schien die 
Schaffung einer gesetzlichen Grund-
lage nicht dringlich. Der Anfang der 
1990er Jahre beginnende Jugoslawi-
enkonflikt zeigte nun aber deutlich, 
dass humanitäre Aufnahmeaktionen 
auf eine rechtliche Basis gestellt wer-
den mussten. Die Dringlichkeit einer 
liechtensteinischen Flüchtlings- und 
Asylgesetzgebung wurde offensicht-
lich.

Allein in der Provinz Bosnien-
Herzegowina ergriffen in den Jahren 
1992 bis 1995 2,5 Millionen Men-
schen die Flucht. Alle EU-Länder und 
auch die Schweiz nahmen Flüchtlin-
ge aus Bosnien-Herzegowina auf – so 
auch Liechtenstein. In einer ersten 
Massnahme verlängerte die Regie-
rung dem schweizerischen Muster 
folgend den in Liechtenstein anwe-
senden Saisonniers die Aufenthalts-
frist und ermöglichte ihnen den Fa-
miliennachzug. 

Im Frühjahr 1992 zeigte sich an-
hand der Zuspitzung des Konflikts 
jedoch offensichtlich, dass andere 
Lösungen gefunden werden muss-
ten, um dem menschlichen Elend 
abzuhelfen. Am 26. Juni 1992 be-
schloss die liechtensteinische Regie-
rung daher die Aufnahme «von rund 
50 Flüchtlingen aus den vom Krieg 

man deshalb gewillt sei, eine wei-
tere Aufnahme von Flüchtlingen zu 
prüfen, sofern von privater Seite 
entsprechender Wohnraum zur Ver-
fügung gestellt werde. Am Rücklauf 
an Angeboten auf ein Inserat des 
Liechtensteinischen Roten Kreuzes, 
das zur Schaffung von Unterkunfts-
möglichkeiten aufrief, zeigte sich das 
enorme Mitgefühl der liechtensteini-
schen Bevölkerung mit den Flücht-
lingen. Im gleichen Zeitraum – Ende 
1992 – unterzeichneten über 4‘300 
in Liechtenstein wohnhafte Personen 
eine Petition, in der sie eine weitere 
Aufnahme von Flüchtlingen forder-
ten. Am 19. Januar bewilligte die Re-
gierung die Aufnahme von weiteren 
50 Flüchtlingen aus Ex-Jugoslawien 
– unter der Bedingung, dass vorwie-
gend Frauen und Kinder aufgenom-
men werden sollte.

Wie überall in Europa glaubte man 
auch in Liechtenstein an ein rasches 
Ende des Krieges. Die Flüchtlinge aus 
Ex-Jugoslawien wurden «auf Zeit» 
aufgenommen. Nach Kriegsende soll-
ten sie so rasch als möglich in ihre 
Heimat zurückkehren. Aus der Pers-
pektive der Flüchtlingshilfe galten in-
tegrationsfähige Flüchtlinge auch als 

gees from Pakistan and the Islamic Republic of Iran. 
Both countries continued to host the majority of Af-
ghan refugees, with 1.5 million and 951,000 per-
sons, respectively. As such, Afghanistan remained 
the second-largest source country for refugees.

Somalia was the third-largest source country of 
refugees worldwide and the largest in sub-Saha-
ran Africa, with the number of Somali refugees 
remaining stable at 1.1 million. Kenya (418,900), 
Yemen (249,000), and Ethiopia (247,300) were the 
main host countries of these refugees.

The ongoing conflict in South Sudan forced tens 
of thousands of individuals to flee to neighbour-
ing countries during the first half of the year. As 
a result, the estimated number of South Sudanese 
refugees grew from 616,200 at the beginning of 
2015 to 744,100 at the end of June 2015. This made 
South Sudan the fourth-largest source country of 
refugees worldwide. Ethiopia (275,400), Sudan 
(190,700), and Uganda (179,600) were hosting the 
largest populations of South Sudanese refugees.

The number of Sudanese refugees dropped from 
665,900 at the beginning of the year to 640,900 
at mid-2015, making this the fifth-largest source 
country of refugees at mid-2015. This decline is 
largely due to a biometric verification exercise un-
dertaken in Chad, where records of many refugees 
have either been closed or deactivated, assuming 
these refugees had left Chad.

Other important source countries of refu-
gees included the Democratic Republic of the 
Congo (535,300), the Central African Republic 
(470,600), Myanmar (458,400), Eritrea (383,900), 
and Iraq (377,700).

By COuntry Of Asylum

By mid-2015, refugees resided in 169 countries or 
territories. Sudan now features among the top 10 
refugee-hosting countries, having replaced China. 
This is largely due to the conflict in South Sudan, 
which forced tens of thousands to flee to Sudan, as 
outlined above. With this inclusion, half of the top 
10 refugee-hosting countries are now located in 
sub-Saharan Africa, with four of them being least 
developed countries.

With 1.84 million refugees in its territory,  
Turkey remained the country hosting the largest 0.0 0.5 1.0 1.5 2.0 2.5 3.0 3.5 4.0 4.5

Fig. 2 Where do the world’s refugees  
come from?
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TABLE 1 Refugee populations by UNHCR regions  | 2015

UNHCR regions

Start-2015 Mid-2015 Change (total)

Refugees

People in 
refugee-like 

situations Total refugees Refugees

People in 
refugee-like 

situations Total refugees Absolute %

- Central Africa and Great Lakes  625,000  37,600  662,600  865,100  13,700  878,800  216,200 32.6%
- East and Horn of Africa  2,568,000  33,400  2,601,400  2,713,700  33,600  2,747,300  145,900 5.6%
- Southern Africa  174,700  -    174,700  179,800  -    179,800  5,100 2.9%
- West Africa  252,000  -    252,000  258,900  -    258,900  6,900 2.7%

Total Africa *  3,619,700  71,000  3,690,700  4,017,500  47,300  4,064,800  374,100 10.1%

Americas  509,300  259,700  769,000  501,000  251,900  752,900  -16,100 -2.1%
Asia and Pacific  3,568,500  280,100  3,848,600  3,506,600  278,400  3,785,000  -63,600 -1.7%
Europe  3,095,000  18,200  3,113,200  3,475,300  14,300  3,489,600  376,400 12.1%
Middle East and North Africa  2,898,500  65,400  2,963,900  2,941,100  64,200  3,005,300  41,400 1.4%
Total  13,691,000  694,400  14,385,400  14,441,500  656,100  15,097,600  712,200 5.0%

Note
* Excluding North Africa.

6 UNHCR Mid-Year Trends 2015

Herkunftsländer der Flüchtlinge (2015)

Quelle: UNHCR Mid-Year Trends 2015 

In Liechtenstein anerkannte Flüchtlinge (inkl. Familiennachzug) 
aus Bosnien und Kosovo (1998–2007)

1998 2000 2001 2002 2003 2004 2006 2007
Bosnien und Herzegowina 50 6 46 1 3 1 1 0
Kosovo* 0 0 1 0 13 2 31 4
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* Bis 2008 gehörte der Kosovo noch zu Serbien und Montenegro. 

Quelle: Ausländer- und Passamt
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einen vorübergehenden Aufenthalt 
in Liechtenstein. Allerdings versuch-
ten die Behörden nun, die Attrakti-
vität Liechtensteins als Zufluchts-

land zu mindern, indem 
sie beispielsweise eine 
zweijährige Sperrfrist 
zur Arbeitsaufnahme ein-
führten. Die offiziell auf-
genommenen Flüchtlinge 
und diese inoffiziellen 
Flüchtlinge wurden da-

mit von den Behörden ungleich be-
handelt. Diese Ungleichbehandlung 
erachtete die Regierung zur Minde-
rung der Attraktivität Liechtensteins 
als Zufluchtsland als notwendig und 
wichtig.

Anfang 1996 hatte sich die Lage im 
Kriegsgebiet soweit beruhigt, dass 
die liechtensteinischen Behörden 

rückkehrfähige Flüchtlinge. Für die 
bosnischen Kontingentsflüchtlinge 
bemühte man sich deshalb um einen 
Arbeitsort. Das Erlernen der deut-
schen Sprache sowie die 
Integration der Kinder in 
den Schulbetrieb wurden 
gefördert (Sonderklassen 
für ältere Schüler zum In-
tensiv-Deutschunterricht, 
regulärer Kindergarten 
für jüngere Kinder).

Diese wohlwollende Haltung den 
Flüchtlingen gegenüber änderte sich 
mit der Ankunft von illegal eingereis-
ten, also nicht einem Aufnahmekon-
tingent angehörenden Flüchtlingen 
aus Bosnien-Herzegowina ab dem 
Winter 1993/1994. Auch sie erhiel-
ten aufgrund der immer noch krie-
gerischen Situation in ihrer Heimat 

zusammen mit der Flüchtlingshilfe 
Liechtenstein damit begannen, ein 
Konzept für die Rückkehr der bos-
nischen Flüchtlinge auszuarbeiten. 
Eine Ausreisefrist wurde auf Ende 
Juni 1996 festgelegt. Ausreisen vor 
diesem Datum sollten mit finanziel-
len Anreizen gefördert werden. Eine 
definitive Aufnahme aus humanitä-
ren Gründen in Liechtenstein sollte 
denjenigen Personen vorbehalten 
sein, «für die eine Rückführung eine 
besondere Härte darstellen würde». 
Das liechtensteinische Rückkehr-
konzept orientierte sich am interna-
tionalen Standard. Allgemein waren 
die internationalen Organisationen 
der Meinung, dass eine Rückkehr 
der Flüchtlinge für den Aufbau und 
die Zukunft Bosnien-Herzegowinas 
wichtig sei. Oder wie das Deutsche 

Im betreffenden Jahr in Liechtenstein anerkannte Flüchtlinge (1956–2015)
Nation 1956 1968 1979 1982 1998 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2011 2012 2013 2014 2015

Argentinien      1 3        

Äthiopien           1    

Bosnien 50 6 46 1 3 1 1

China (Tibet)     19     1 1 1 2

Eritrea           5  1  

Irak           3    

Iran         2      

Kosovo* 1 13 2 31 4

Serbien und 
Montenegro

       1       

Somalia          1 8  1  

Tschechische 
Republik

 25             

Ungarn 15              

Vietnam   20 11           

Quelle: Ausländer- und Passamt

«Von einem guten 
Gast kann erwartet 

werden, dass er 
zurückkehrt.»

Deutsches Rotes Kreuz

Links: Kosovarische Flüchtlingskinder beim Guetzli-Backen. Rechts: Kosovo-Flüchtlinge bei einer Autowasch-Aktion für die 
Bevölkerung.  Bilder: Verein Flüchtlingshilfe

* Bis 2008 gehörte der Kosovo noch zu Serbien und Montenegro. 
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und Engagement von weiten Teilen 
der Bevölkerung. 

Als die Regierung die Asylgesu-
che der Tibeter 1994 ablehnte, ka-
men aus der Bevölkerung kritische 
Stimmen. Die tibetischen Flüchtlinge 
reichten Beschwerde gegen den ab-
lehnenden Regierungsentscheid ein 
– und waren erfolgreich: Die Regie-
rung musste die Asylgesuche erneut 
prüfen. Sie tat dies und entschied im 
Herbst 1997 in den meisten Fällen 
wieder negativ. Die Reaktionen aus 
der Bevölkerung kamen umgehend 
und kritisierten die Haltung der Re-
gierung scharf. Mittels einer Petition 
wehrten sich 1‘715 Unterzeichnende 
gegen die Ausschaffung derjenigen 
tibetischen Flüchtlinge, deren Asyl-
gesuche abgelehnt worden waren. 
Ebenso sprach sich Fürst 
Hans Adam II. gegen eine 
Ausweisung der Tibeter 
aus. Und auch die abge-
lehnten Tibeter ergaben 
sich nicht ihrem Schicksal. 
Wiederum reichten sie Be-
schwerde bei der Verwal-
tungsbeschwerdeinstanz ein. Erfolg-
reich. Im September 1998 entschied 
die Verwaltungsbeschwerdeinstanz 
in ihrem Sinne und erkannte sie als 
Flüchtlinge im Sinne des seit dem  
1. Juli 1998 in Kraft getretenen 
Flüchtlingsgesetzes an. 

Die bis 1998 fehlende Flüchtlings-
gesetzgebung hatte nicht nur die 
Integration der indochinesischen 
Flüchtlinge erschwert, sondern auch 
bei den bosnischen und tibetischen 
Flüchtlingen einen raschen Ent-
scheid behindert. Nun, im Sommer 
1998, war das Flüchtlingsgesetz in 
Kraft getreten. Und es zeigte sich 

Rote Kreuz festhielt: «Von einem gu-
ten Gast kann erwartet werden, dass 
er zurückkehrt […].»

Liechtenstein hatte bis Mitte der 
1990er Jahre mehr als 350 Flüchtlin-
gen aus Bosnien-Herzegowina vorü-
bergehend Schutz gewährt. Bis zum 
Frühherbst 1998 waren deren 200 
wieder aus Liechtenstein ausgereist. 
Die nicht ausreisewilligen Flücht-
linge stellten Anträge auf einen de-
finitiven Verbleib in Liechtenstein. 
Denjenigen, deren Rückkehr als zu-
mutbar erachtet wurde, erteilte die 
Fremdenpolizei Wegweisungsverfü-
gungen.

Tibet
Die Flüchtlingspolitik war in Liech-
tenstein in den 1990er Jahren inten-
siv diskutiert und auf eine rechtliche 
Grundlage gestellt worden. Seit April 
1998 verfügt Liechtenstein über eine 
eigene Flüchtlingsgesetzgebung. An-
lass dazu hatte nicht nur der Jugos-
lawien-Konflikt gegeben, sondern 
auch der Umstand, dass eines Tages 
im Oktober 1993 tibetische Flücht-
linge vor Schloss Vaduz standen und 
um Asyl ansuchten. Das unerwarte-
te Auftauchen der achtzehn Tibeter 
führte über Jahre hinweg zu Diskus-
sionen betreffend deren Anrecht auf 
Asyl. Die Behörden zweifelten an der 
Glaubwürdigkeit der Tibeter, über 
ihren Status als Flüchtlinge war man 
sich nicht sicher. Ziemlich rasch aber 
gelangte man in Liechtenstein zur 
Auffassung, dass die Tibeter wohl 
kaum nach China zurückgeschafft 
werden können. Aussenpolitisch 
wäre dies problematisch gewesen. 
Die kritische Haltung der Behörden 
stand im Gegensatz zum Mitgefühl 

rasch, dass es auch in Zukunft ge-
braucht werden würde.

Kosovo
Das Flüchtlingszentrum in der Va-
duzer Industriezone, das im Zuge 
der Einführung des Flüchtlingsge-
setzes entstanden war, wurde im Juli 
1998 eröffnet. Bereits im November 
1998 wohnten im zum damaligen 
Zeitpunkt mit sechzig Betten aus-
gestatteten Flüchtlingszentrum 115 
Flüchtlinge. Die meisten davon aus 
dem Kosovo, wo ein Krieg zwischen 
der albanischen Befreiungsarmee 
UҪK und der serbischen Armee aus-
gebrochen war. Für die Flüchtlinge 
mussten zusätzliche Unterkünfte ge-
sucht werden. 

Bis im Sommer 1999 befanden 
sich über 600 regist-
rierte Kosovo-Flücht-
linge im Land. Dies 
trotz des im Frühjahr 
1999 in der Öffent-
lichkeit ausgedrückten 
Wunsches von Regie-
rungschef Mario Frick, 

dass die «Grenze» nun «erreicht» sei 
und «nicht noch mehr Flüchtlinge 
nach Liechtenstein» kommen sollen. 
Das Ausmass der Fluchtbewegung 
aus dem Kosovo traf die westlichen 
Länder unvorbereitet und weist da-
mit Parallelen zur heutigen Zeit auf.

Die Tatsache, dass sich die Rück-
kehrbereitschaft bei den bosnischen 
Flüchtlingen teils in Grenzen hielt, 
liess die Behörden bei den Kosovo-
Flüchtlingen von Anfang an ein ande-
res Konzept verfolgen. Den Schutzsu-
chenden sollte beispielsweise mittels 
beengten Wohnverhältnissen oder 
dem muttersprachlichen Unterricht 
der Kinder anstatt deren Eingliede-
rung in den regulären Schulunter-
richt klar gemacht werden, dass ih-
nen «nur eine vorläufige Aufnahme» 
gewährt werde sowie eine «rasche 
Integration verhinder[t] werden soll-
te. 

Schon auf Ende September 1999 
setzte die Regierung das Ende der 
«vorübergehenden Schutzgewäh-
rung» fest. Wer vorher ausreiste, 
erhielt finanzielle Anreize, die nicht 
unbeträchtlich waren. Rund die Hälf-
te der Flüchtlinge nahm dieses Ange-
bot an und kehrte vor Ablauf dieser 
Frist in ihre Heimat zurück. Wer im 
Juni 2000 noch nicht wieder ausge-

Vorläufig Aufgenommene in Liechtenstein (1998–2015)

Nation 1998 1999 2001 2003 2006 2007 2011 2012 2013 2015 Total
Armenien     6      6
Bosnien und 
Herzegowina

   2       2

China (Tibet)         3  3
Eritrea       4    4

Serbien und 
Montenegro*

6 9 1        16

Somalia      8 8 1  3 20
Total 6 9 1 2 6 8 12 1 3 3 51

* Darunter fallen bis 2008 auch Personen aus dem Kosovo. 

Quelle: Ausländer- und Passamt

Das Ausmass der 
Fluchtbewegung aus 
dem Kosovo traf die 
westlichen Länder 

unvorbereitet. 



LI FOCUS 1/2016 LIECHTENSTEIN-INSTITUT 8

reist war, wurde schliesslich wegge-
wiesen.

Vergangenheit und Gegenwart
Wie lassen sich die «Fluchtwellen» 
der Vergangenheit mit der heutigen 
Situation vergleichen? Es gilt sicher 
die geringe Anzahl an Flüchtlingen, 
die mittels Kontingenten und damit 
für einen dauerhaften Verbleib in 
Liechtenstein aufgenommen wur-
den, festzuhalten. Inklusive der ti-
betischen Flüchtlinge, die Ende der 
1990er Jahre den Entscheid zum 
definitiven Verbleib in Liechten-
stein erhielten, und einiger weniger 
anderer Nationalitäten hat Liech-
tenstein gemäss einer Statistik des 
Ausländer- und Passamtes seit 1956 
insgesamt 121 Menschen als Flücht-
linge aufgenommen und anerkannt. 
Hinzu kommen knapp 160 Perso-
nen aus Bosnien oder dem Kosovo 
(inkl. Familiennachzüge), denen 
der Flüchtlingsstatus zugesprochen 
wurde. Seit Inkrafttreten des Flücht-
lingsgesetzes 1998 gibt es zudem 
noch den Status der «vorläufig Auf-
genommenen», die für den Zeitraum 
seit 1998 ein Total von 51 Personen 
ausmachen und die aus ganz unter-
schiedlichen Herkunftsländern und 
-regionen stammen wie beispiels-
weise Armenien, Eritrea, 
Somalia, dem Kosovo oder 
auch Tibet. Aktuell (Feb-
ruar 2016) befinden sich 
im Flüchtlingszentrum in 
Vaduz 113 Asylsuchende, 
vorläufig Aufgenommene 
und Schutzbedürftige. Das entspricht 
0,3 Prozent der liechtensteinischen 
Wohnbevölkerung. 

Das sind keine Menschenmas-
sen. Es ist gut und recht, wenn sich 
Liechtenstein auf eine humanitäre 
Tradition beruft. Aber, wie gezeigt, 
es hat sich verhältnismässig immer 
um geringe Flüchtlingszahlen gehan-
delt. Ebenso war für einige positive 
Entscheide betreffend die Aufnahme 
von Flüchtlingen – Beispiel Indochi-
na – der Druck aus der Öffentlich-
keit und von Nichtregierungsorga-
nisationen notwendig. Wie auch die 
Tatsache, dass sich Liechtenstein in 
Flüchtlingsfragen stets an den um-
liegenden Staaten und deren Verhal-
ten orientiert hat. Liechtenstein hat 
sehr wohl Flüchtlinge aufgenommen 
– und hat diese, wenn sie denn da 

waren, auch meist sehr wohlwollend 
bei deren Integration unterstützt. 
Aber dennoch: Die momentan viel 
gepriesene humanitäre Tradition 
muss diesbezüglich vielleicht etwas 
relativiert werden.

Die Konflikte und Kriege in Ex-Ju-
goslawien haben sozusagen vor der 

Haustüre stattgefunden. 
Während man die bosni-
schen Flüchtlinge zumin-
dest zu Beginn noch mit 
offenen Armen empfan-
gen hatte, war bei den Ko-
sovo-Flüchtlingen einige 

Jahre später schon mehr Zurückhal-
tung zu spüren. Was hatte sich geän-
dert? In erster Linie vor allem die An-
zahl an Schutzsuchenden. Und doch 
zeigt sich im Rückblick, dass Liech-
tenstein den «Flüchtlingsansturm» 
der 1990er Jahre gut bewältigt hat.

Gesellschaft im Wandel
Die liechtensteinische Gesellschaft 
hat sich in den vergangenen Jahr-
zehnten verändert. Man sieht das 
sehr schön am aktuellen Beispiel 
des Schaaner Stammbuches, das 
mit dem Nachnamen «Abd El Aziz» 
anfängt und mit «Zwissig» aufhört. 
Diese Veränderungen lösen Irrita-
tionen und Ängste aus, die auch auf 
die Flüchtlinge, die über die Balkan-
route nach Europa strömen, über-
tragen werden. Die Veränderung der 

Liechtenstein hat 
sich in Flüchtlings-
fragen stets an den 
umliegenden Staa-

ten orientiert. 

(liechtensteinischen) Gesellschaft 
hat in erster Linie aber durch Mig-
ration – also durch Wanderungsbe-
wegungen beispielsweise aufgrund 
einer Arbeitsaufnahme, einer Heirat 
etc. – stattgefunden. An dieser Ver-
änderung der Gesellschaft waren 
Flüchtlinge nur sehr marginal betei-
ligt. Die Geschichte der Menschen, 
die durch Migration und Flucht in 
den vergangenen Jahrzehnten nach 
Liechtenstein gekommen sind, zeigt 
uns aber auch: Menschen kommen, 
Menschen gehen aber auch wieder. 
Und wenn Menschen kommen (und 
bleiben), muss dies nicht unbedingt 
zum Nachteil der liechtensteinischen 
Gesellschaft sein.

Karikatur von Horst Haitzinger, aus: Rheinzeitung, Oktober 1998. 



LI FOCUS 1/2016 LIECHTENSTEIN-INSTITUT 9

LI Focus 1/2016
Martina Sochin D’Elia, Forschungsbeauftragte am Liechtenstein-Institut. 
martina.sochin@liechtenstein-institut.li

http://dx.doi.org/10.13091/li-focus-2016-1

Zitiervorschlag: Sochin D’Elia, Martina, «Flüchtlingskrise» oder historische 
Normalität? LI Focus 1/2016, Bendern 2016. 

Liechtenstein-Institut I St. Luziweg 2 I 9487 Bendern I Liechtenstein  
T +423 / 373 30 22 I info@liechtenstein-institut.li
www.liechtenstein‐institut.li

© Liechtenstein-Institut 2016

Quellen
Akten LLA (Liechtensteinisches Lan-

desarchiv).
Amt für Statistik, Migrationsstatistik 

2013, Vaduz 2014.
Amt für Statistik, Migrationsstatistik 

2014, Vaduz 2015.
Amt für Volkswirtschaft, Statisti-

sches Jahrbuch 1981, Vaduz 1981, 
S. 19.

Gemeindearchiv Schaan, Abstim-
mungsunterlagen zur Abstim-
mung vom 25./27. März 1994, Ab-
stimmung vom 24./26. November 
1995, Abstimmung vom 24./26. 
Oktober 1997; Abstimmung vom 
22./24. September 2000; Abstim-
mung vom 11./13. Mai 2001, Ab-
stimmung vom 14./16. Dezember 
2001; Abstimmung vom 27./29. 
September 2002, Abstimmung 
vom 27./29. Juni 2003.

Jahresberichte Liechtensteinisches 
Rotes Kreuz 1956–1980.

Jahresberichte Flüchtlingshilfe 1998, 
1999.

LGBl. 1999, Nr. 184, Verordnung 
vom 14. September 1999 über die 
Rückkehr von Kriegsvertriebenen 
aus dem Kosovo.

LGBl. 1999, Nr. 216, Verordnung vom 
9. November 1999 über die Ver-
fahren betreffend Asylsuchende 
aus der Region Kosovo.

LGBl. 1998, Nr. 107, Gesetz vom 2. 
April 1998 über die Aufnahme von 
Asylsuchenden und Schutzbedürf-
tigen (Flüchtlingsgesetz).

LGBl. 2012, Nr. 29, Asylgesetz vom 
14. Dezember 2011.

Liechtensteiner Vaterland.
Liechtensteiner Volksblatt.

Literatur

Ursina Jud, Liechtenstein und die 
Flüchtlinge des Nationalsozialis-
mus, Vaduz/Zürich 2005.

Martina Sochin D’Elia, «Man hat es 
doch hier mit Menschen zu tun!» 

GLOSSAR

Flüchtlinge nach Genfer Konvention
Personen, die sich aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Ras-
se, Religion, Staatszugehörigkeit, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozi-
alen Gruppe oder wegen ihres Geschlechts oder wegen ihrer politischen 
Überzeugung sich ausserhalb des Staates, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzen, befinden und dessen Schutz nicht beanspruchen kann oder we-
gen dieser Befürchtungen nicht beanspruchen wollen; oder Personen, die 
staatenlos sind, sich infolge obiger Umstände ausserhalb des Staates ihres 
gewöhnlichen Aufenthalts befinden und dorthin nicht zurückkehren können 
oder wegen der erwähnten Befürchtungen nicht zurückkehren wollen.

Anerkannte Flüchtlinge nach Genfer Konvention
Personen, die nach obiger Umschreibung als Flüchtlinge anerkannt wurden 
und dementsprechend ein Aufenthaltsrecht erhalten haben.

Vorläufig Aufgenommene
Personen, denen kein Asyl gewährt wird, bei denen jedoch der Vollzug der 
Wegweisung nicht möglich, nicht zulässig oder nicht zumutbar ist. Die vor-
läufige Aufnahme wird für ein Jahr erteilt. Danach wird der Grund der vor-
läufigen Aufnahme erneut überprüft.

Asylsuchende
Personen, deren Asylgesuch hängig ist.

Schutzbedürftige
Personen, denen aufgrund einer Entscheidung der Regierung für die Dauer 
einer schweren allgemeinen Gefährdung, insbesondere während eines Krie-
ges oder Bürgerkrieges sowie in Situationen allgemeiner Gewalt, vorüberge-
hend Schutz gewährt wird.
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